
Grüße übersandte und seiner Überzeugung Ausdruck 
verlieh, daß die Justiz an der vollen Entfaltung der fort­
schrittlichen Kräfte aller Werktätigen teilnimmt und 
dem hohen Ziel der Festigung der Demokratischen Ord­
nung und der Sicherung des Friedens dient.

Danach nahm der Minister der Justiz, M a x  F e c h -  
n e r, das Wort zu seinem grundlegenden Referat:

„Die Demokratische Justiz — eine Stütze
der Deutschen Demokratischen Republik.“

Der Minister führte aus:
„Im Mittelpunkt der heutigen dritten Justiztagung 

steht die Verkündung des Ergebnisses des ersten 
Justizwettbewerbes der Deutschen Demokratischen Re­
publik und die Auszeichnung der Einzel- und Kollektiv- 
Sieger.

Die Vorgeschichte dieses in der Geschichte der deut­
schen Justiz erstmaligen feierlichen Aktes führt auf die 
erste große Juristenkonferenz in der sowjetischen 
Besatzungszone am 11. und 12. Juni 1948 zurück. In dem 
Referat, das ich auf dieser Konferenz als Politiker ge­
halten habe, wies ich auf die Notwendigkeit hin, auch 
in der Justiz neue demokratischen Arbeitsmethoden zu 
entwickeln, um das Recht dem Volke nahe zu bringen 
und das Vertrauen des Volkes zu seiner Justiz zu 
wecken. Diese Anregungen fanden in der Resolution 
ihren Niederschlag, die auf der Juristenkonferenz des 
Landes Thüringen beschlossen wurde und auf den fol­
genden Justizkonferenzen der anderen Länder die volle 
Zustimmung aller Richter und Staatsanwälte fand. In 
der Resolution hieß es:

„Für die Überwindung der Isolierung der Justiz sollen 
die Gerichte neue Arbeitsmethoden entwickeln, wie z. B. 
Strafverhändlungen im Schnellverfahren und am Tat­
ort, Aufklärung und Beratung der Bevölkerung in 
Betriebs- und Bauernversammlungen, öffentliche Be­
richterstattung und Ausspracheabende über die Tätig­
keit der Gerichte durch Richter und Staatsanwälte, 
engste Zusammenarbeit mit den Organen der Verwal­
tung, Polizei und Wirtschaft, den Volkskontrollaus- 
schüssen und den demokratischen Massenorgani­
sationen.“

Diese erste Juristenkonferenz war nach den mühe­
vollen Jahren des Aufbaus des Justizapparates seit 1945 
ein Wendepunkt für die Arbeit der Justiz in der so­
wjetischen Besatzungszone. Durch sie wurde eine neue, 
alle Kräfte mobilisierende Bewegung für die weitere 
Demokratisierung der Justiz ausgelöst.

Auf der zweiten Juristenkonferenz vom 25. und 
26. November 1948 wurden in der Entschließung kon­
krete Forderungen verbindlich aufgestellt, um eine 
enge und lebendige Verbindung der Justiz mit dem 
Volke herzustellen. Es wurden folgende drei Forde­
rungen einstimmig als richtig anerkannt: Regelmäßig, 
möglichst monatlich, Justizausspracheabende zu veran­
stalten, Veranstaltungen in Betrieben und auf dem 
Dorfe durchzuführen, auf denen die Rechtsfragen er­
örtert werden, die die Werktätigen besonders angehen 
und interessieren, und schließlich in größeren Zeitab­
schnitten über die Arbeit der Justiz in einem bestimmten 
Zeitraum Bericht zu erstatten. Ich unterbreitete damals 
der Konferenz den Vorschlag, daß nach einer gewissen 
Zeit des Anlaufens die Länder in einen gegenseitigen 
Wettbewerb treten mögen mit dem Ziele, festzuste'len, 
welches Land am zahlreichsten und erfolgreichsten die 
neu zu entwickelnden demokratischen Arbeitsmethoden 
angewandt habe. Nachdem die Länder genügend Erfah­
rungen gesammelt hatten und diese Erfahrungen vom 
Ministerium der Justiz verarbeitet worden waren, 
wurden die Richtlinien für die Durchführung eines 
Wettbewerbes in der Zeit vom 15. November bis 
15. April 1950 herausgegeben.

Es war selbstverständlich, daß dieser Wettbewerb 
nicht eine interne Angelegenheit der Justiz sein konnte, 
daß er vielmehr in enger Verbindung mit den inter­
essierten Massenorganisationen, wie dem FDGB, dem 
Demokratischen Frauenbund, der VdGB und der FDJ 
durchgeführt werden mußte. Ich darf heute feststellen, 
daß die genannten Massenorganisationen die große Be­
deutung dieses Wettbewerbes für die Entwicklung einer 
demokratischen Justiz voll erkannt und durch Tat und 
Kritik seine erfolgreiche Durchführung mit ermöglicht

haben. Es ist mir eine große Freude, diesen Massen­
organisationen den Dank des Ministeriums der Justiz 
der Deutschen Demokratischen Republik und aller in der 
Justiz tätigen Männer und Frauen aussprechen zu 
dürfen.

Wenn wir heute feststellen, daß wir mit den Justiz­
veranstaltungen und dem Wettbewerb zum ersten Male 
in der Geschichte der Justiz in Deutschland den Weg 
beschritten haben, auf dem die Volksentfremdung der 
deutschen Justiz endgültig überwunden werden kann, 
so sind wir uns auch dessen bewußt, daß dieser Weg 
nur in der Deutschen Demokratischen Republik gangbar 
war, weil durch die politischen und wirtschaftlichen 
Veränderungen im Zuge des Aufbaus unserer anti­
faschistisch-demokratischen Ordnung die Voraussetzun­
gen für die Anwendung neuer demokratischer Arbeits­
methoden auch in der Justiz geschaffen wurden. Sie 
mußten auch angewandt werden, wenn nicht die Justiz 
in die Gefahr geraten sollte, hinter der allgemein 
politischen und gesellschaftlichen Entwicklung zurück­
zubleiben.

Noch eine Tatsache von großer allgemeiner Bedeu­
tung darf ich heute vermerken: Die Industrie-Gewerk­
schaft Verwaltungen, Banken und Versicherungen im 
FDGB hat für die sieben Kollektivsieger der Deutschen 
Demokratischen Republik den Betrag von 10 000 DM 
gespendet. Gibt es ein schöneres Beispiel für die Ver­
bundenheit der Justiz mit dem Volke und für das Ver­
trauen der Werktätigen zu ihrer Justiz als diese Aner­
kennung der Arbeit der Justiz der Deutschen Demo­
kratischen Republik durch die größte Massenorgani­
sation der Arbeiter und Angestellten? So etwas hat es 
bisher weder in der Geschichte der deutschen Gewerk­
schaftsbewegung noch in der der Justiz in Deutschland 
gegeben. Bisher waren in Deutschland die Massen­
organisationen des werktätigen Volkes genötigt, Gelder 
für die Opfer einer reaktionären Klassenjustiz zu 
zahlen. Heute ist es in der Deutschen Demokratischen 
Republik Wirklichkeit geworden, daß Arbeiter und 
Angestellte durch ihre Industrie-Gewerkschaft Gerich­
ten für kulturelle Zwecke einen Teil ihres Arbeitslohnes 
spenden.

Die demokratische Justiz der Deutschen Demokrati­
schen Republik ist stolz auf diese Auszeichnung. Sie 
dankt den Arbeitern und Angestellten der Industrie- 
Gewerkschaft Verwaltungen, Banken und Versiche­
rungen im FDGB für diese hochherzige Spende und 
verbindet mit dem Dank das feste Versprechen, das 
Vertrauen der werktätigen Menschen durch unerbitt­
lichen Kampf für die Rechte und Interessen des arbei­
tenden Menschen zu rechtfertigen.

Ich bitte die anwesenden Vertreter des FDGB und 
auch unsere Ehrengäste, die Aktivisten aus den volks­
eigenen Betrieben, den Maschinenausleihstationen und 
den volkseigenen Gütern, ihren Kolleginnen und Kol­
legen zu sagen, daß alle Richter, Staats- und Amts­
anwälte und alle Angestellten der demokratischen 
Justiz unserer Republik diese Anerkennung zu wür­
digen wissen und sie als einen verpflichtenden Ausdruck 
des Vertrauens der werktätigen Massen werten. Die 
Richter und Staatsanwälte werden in noch größerem 
Ausmaß als bisher bemüht sein, ihren Kampf gegen all 
die Elemente zu führen, die durch Diebstahl, Korruption, 
Sabotage und Agententätigkeit den Aufbau unserer 
Friedenswirtschaft zu stören versuchen.

Aus dem Gesamtergebnis des ersten Wettbewerbs der 
Justiz der Deutschen Demokratischen Republik in der 
Anwendung neuer demokratischer Arbeitsmethoden 
möchte ich nur einige Zahlen mitteilen:

Mit Ausnahme eines Gerichtes des Landes Sachsen- 
Anhalt, dessen Richter es nach Feststellung des Justiz­
ministeriums in Halle mit Rücksicht auf den großen 
Arbeitsanfall nicht möglich war, an dem Wettbewerb 
teilzunehmen, haben sich alle Gerichte in der Deutschen 
Demokratischen Republik am Wettbewerb beteiligt. In 
den vier Monaten des Wettbewerbs sind 2011 Veran­
staltungen durchgeführt worden. Über 250 000 Personen 
haben an den Justizveranstaltungen teilgenommen.

Diese Zahlen beweisen, daß die Justiz in den zwei 
Jahren harter Arbeit und zielbewußten Bemühens 
sich durch ihre demokratische Rechtsprechung und 
ihre aufklärende, belehrende und vorbeugende Tätig­
keit in steigiendem Maße das Vertrauen der Be­
völkerung erworben hat. Während die werktätigen
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